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AMTSBLATT der KREISSTADT SIEGBURG
Jahrgang 20 Nr. 42 16.10.2019

Amtliche Bekanntmachung der Kreisstadt Siegburg
Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 39/3 
und frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Plangebiet: Bereich zwischen Luisenstraße und Aggerstraße im Stadtteil Brückberg

Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 24.09.2019 folgende Beschlüsse gefasst:

1. Der Planungsausschuss beschließt für die im Übersichtsplan markierte, ca. 10.550 qm 
große Fläche (Gemarkung Siegburg, Flur 7) die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
39/3 gem. § 2 Abs. 1 BauGB mit dem Ziel, „Urbanes Gebiet“ (MU) festzusetzen und die 
städtebauliche Entwicklung planungsrechtlich zu steuern. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 39/3 die 
frühzeitigen Beteiligungen der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der Behörden 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen.

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
Die beschlossene frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB findet in der 
Zeit vom 28.10. bis einschließlich 29.11.2019 statt. Der Vorentwurf des Bebauungsplanes kann 
in dieser Zeit in Raum 418 im 4. Obergeschoss des Rathauses der Stadt Siegburg, Nogenter Platz 
10, während folgender Öffnungszeiten eingesehen werden.
Montag:   8 - 12:30 Uhr und 14 - 18.00 Uhr
Dienstag:  8 - 12.30 Uhr und 14 - 15.30 Uhr
Donnerstag:  8 - 12.30 Uhr und 14 - 15.30 Uhr 
Freitag:                             8 - 12.30 Uhr
Mittwochs ist das Rathaus für den Publikumsverkehr geschlossen.
Die Planunterlagen sind außerdem auf der Internetseite der Stadt Siegburg ( www.siegburg.de ) 
unter Planen und Bauen / Stadtplanung Online / Aktuelle Öffentlichkeitsbeteiligungen einzusehen.
( www.o-sp.de/siegburg/plan/beteiligung.php?M=5 ) 
Alle interessierten Bürger sind eingeladen, sich über die Planung zu informieren. Es wird Ge-
legenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. Schriftliche Stellungnahmen können bis 
einschließlich 29.11.2019 bei der Stadtverwaltung abgegeben werden. Die Stellungnahmen 
werden im Rahmen der Auswertung aller Äußerungen überprüft und fließen dann in das weitere 
Bebauungsplanverfahren ein. 

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehenden Beschlüsse des Planungsausschusses vom 24.09.2019 werden hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
Auf die Bestimmungen des § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung (GO) NRW wird hingewiesen: 
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigenverfahren wurde 

nicht durchgeführt,
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.“

Siegburg, 25.09.2019, Franz Huhn, Bürgermeister

Amtliche Bekanntmachung der Kreisstadt Siegburg
Satzung der Kreisstadt Siegburg über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 13 in Seligenthal 

Der Rat der Stadt Siegburg hat in seiner Sitzung am 10.10.2019 aufgrund der §§ 14, 16 und 17 
Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3634) - in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung – in Verbindung 
mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) – in der bei Erlass dieser Satzung gelten-
den Fassung – diese Satzung beschlossen:

§ 1  Zu sichernde Planung
Der Planungsausschuss der Stadt Siegburg hat in seiner Sitzung am 25.09.2018 beschlossen, für 
das in § 2 dieser Satzung bezeichnete Gebiet im Siegburger Ortsteil Seligenthal, den Bebauungs-
plan Nr. 13 aufzuheben. Zur Sicherung dieser Planung wird für die in § 2 aufgeführten Flurstücke 
eine Veränderungssperre erlassen. 

§ 2  Räumlicher Geltungsbereich
Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ist identisch mit dem Geltungsbereich 
des aufzuhebenden Bebauungsplanes Nr. 13, der sich am Südwesthang im Bereich der Straße 
Siegenhardt, nördlich der Hauptstraße, östlich der Straße Auf dem Kellersberg, im Stadtteil Se-
ligenthal, befindet. Die Abgrenzung des Plangebietes ist im nachfolgenden Übersichtsplan mit 
einer schwarzen Strichlinie markiert.

Übersichtsplan 

Die Veränderungssperre umfasst folgende Flurstücke: 
Gemarkung Seligenthal, Flur 3, Flurstücke 65, 66, 70, 71, 73, 74, 75, 76, 77, 78, 79, 80, 81, 82, 
83, 84, 85, 86, 87, 89, 90, 91, 92, 93, 96, 107, 108, 111, 112, 113, 114, 115, 116, 117, 118, 119, 
124, 125.

§ 3  Rechtswirkungen der Veränderungssperre
(1)   In dem der Veränderungssperre unterliegenden Planbereich dürfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB (u.a. die Errichtung, Änderung oder Nutzungsän-
derung von baulichen Anlagen) nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht besei-
tigt werden,

2. erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

(2)   Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über die Ausnahme trifft die Stadt 
Siegburg.
(3)   Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt 
hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen wer-
den dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung 
werden von der Veränderungssperre nicht berührt.

§ 4  Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre
(1)   Die Veränderungssperre tritt am Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Sieburg in 
Kraft.
(2)   Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung 
rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens jedoch gemäß § 17 Abs. 1 BauGB nach Ablauf 
von zwei Jahren, gerechnet vom Tag der Bekanntmachung. Auf die Zweijahresfrist ist der seit 
der Zustellung der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB abgelaufene 
Zeitraum anzurechnen. 

Bekanntmachungsanordnung
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut des papiergebundenen Dokumentes der Satzung mit dem 
Ratsbeschluss vom 10.10.2019 übereinstimmt und dass gem. § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntma-
chungsverordnung (BekanntmVO) NRW vom 26.08.1999 (GV.NRW S. 516) in der z.Zt. gültigen 
Fassung  verfahren worden ist. 
Hinweise
(1)   Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwai-
ger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre 
und die Vorschriften des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei 
nicht fristgerechter Geltendmachung wird hingewiesen.
(2)  Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Siegburg vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Siegburg, den 11.10.2019, Franz Huhn, Bürgermeister
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Amtliche Bekanntmachung der Kreisstadt Siegburg
Satzung der Kreisstadt Siegburg über die Veränderungssperre für den Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 39/3 

Der Rat der Stadt Siegburg hat in seiner Sitzung am 10.10.2019 aufgrund der §§ 14, 16 und 17 
Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3634) - in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung – in Verbindung 
mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) – in der bei Erlass dieser Satzung gelten-
den Fassung – diese Satzung beschlossen:

§ 1  Zu sichernde Planung
Der Planungsausschuss der Stadt Siegburg hat in seiner Sitzung am 24.09.2019 beschlossen, für 
das in § 2 dieser Satzung bezeichnete Gebiet im Siegburger Stadtteil Brückberg, den Bebauungs-
plan Nr. 39/3 aufzustellen. Zur Sicherung dieser Planung wird für die in § 2 aufgeführten Flurstü-
cke eine Veränderungssperre erlassen. 

§ 2  Räumlicher Geltungsbereich
Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ist identisch mit dem Geltungsbereich 
des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. 39/3, der sich südwestlich der Luisenstraße und der 
Augustastraße und nördlich der Aggerstraße, im Stadtteil Brückberg, befindet. Die Abgrenzung 
des Plangebietes ist im nachfolgenden Übersichtsplan mit einer schwarzen Strichlinie markiert.

Übersichtsplan
Die Veränderungssperre umfasst folgende Flurstücke: 
Gemarkung Siegburg, Flur 7, Flurstücke 423/161, 430/161, 431/161, 432/161, 451/169, 495/158, 
659/169, 748, 1152, 1153, 1177, 1247, 1248, 1249, 1280, 1328, 1329, 1373, 1374, 1375, 1467, 
1469, 1481, 1483, 1830, 1905, 1906, 2096, 2168, 2169, 3624, 5494.

§ 3  Rechtswirkungen der Veränderungssperre
(1)   In dem der Veränderungssperre unterliegenden Planbereich dürfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB (u.a. die Errichtung, Änderung oder Nutzungsän-

derung von baulichen Anlagen) nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht besei-
tigt werden,

2. erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

(2)   Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über die Ausnahme trifft die Stadt 
Siegburg.
(3)   Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt 
hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen wer-
den dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung 
werden von der Veränderungssperre nicht berührt.

§ 4  Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre
(1)   Die Veränderungssperre tritt am Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Siegburg 
in Kraft.
(2)   Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung 
rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens jedoch gemäß § 17 Abs. 1 BauGB nach Ablauf 
von zwei Jahren, gerechnet vom Tag der Bekanntmachung. Auf die Zweijahresfrist ist der seit 
der Zustellung der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB abgelaufene 
Zeitraum anzurechnen. 
Hinweise
(1)   Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwai-
ger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre 
und die Vorschriften des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei 
nicht fristgerechter Geltendmachung wird hingewiesen.
(2)  Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Siegburg vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Siegburg, 11.10.2019, Franz Huhn, Bürgermeister

Bekanntmachungsanordnung
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut des papiergebundenen Dokumentes der Satzung mit dem 
Ratsbeschluss vom 10.10.2019 übereinstimmt und dass gem. § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntma-
chungsverordnung (BekanntmVO) NRW vom 26.08.1999 (GV.NRW S. 516) in der z.Zt. gültigen 
Fassung verfahren worden ist. 
Die vorstehende Satzung über die Veränderungssperre wird hiermit gem. § 16 Abs. 2 Satz 1 
BauGB öffentlich bekannt gemacht.
Die Satzungsunterlagen können in Raum 418 des Rathauses der Stadt Siegburg, Nogenter Platz 
10, während der Dienststunden eingesehen werden.  
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger Ent-
schädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre und 
die Vorschriften des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei 
nicht fristgerechter Geltendmachung wird hingewiesen.
Ferner wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt,
f) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
g) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Siegburg vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Siegburg, 11.10.2019, Franz Huhn, Bürgermeister

Amtliche Bekanntmachung der Kreisstadt Siegburg
Bekanntmachung des Wahlleiters der Kreisstadt Siegburg über die Ersatzbestimmung für 
ein Ratsmitglied der Kreisstadt Siegburg

Gemäß § 45 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, 509, 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966), habe ich 
Frau
 Nicole Waloßek
 Förderschullehrerin
 geb. 25.10.1971
 wohnhaft Anna-Reuter-Straße 7
 53721 Siegburg

mit Wirkung vom 7.10.2019 als Nachfolger aus der Reserveliste der CDU für Herrn Heinz-Willi 
Höver, dessen Mandat durch Tod am 24.9.2019 erloschen ist, festgestellt. Frau Waloßek hat das 
Ratsmandat am 7.10.2019 angenommen.

Gemäß § 45 Abs. 6 S.8 KWahlG in Verbindung mit § 39 Abs. 1 KWahlG können gegen diese 
Feststellung

o jeder Wahlberechtigter des Wahlgebietes,
o die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an 

der Wahl teilgenommen haben sowie
o die Aufsichtsbehörde

binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben. Der Einspruch ist bei dem Wahllei-
ter schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären.

Siegburg, 7.10.2019, Erster Beigeordneter als Wahlleiter, Ralf Reudenbach


